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Umwelt- und Agrarausschuss des Landtags  

Herrn Heiner Rickers, Vorsitzender 

Per Mail umweltausschuss@landtag.ltsh.de 

Kiel, im März 2025 

Anhörung am 09. April 2025: Auswirkungen der Tierärztegebührenordnung (GOT) 

Sehr geehrter Herr Rickers, sehr geehrte Mitglieder des Umwelt- und Agrarausschusses, 

wir bedanken uns ganz herzlich für die Möglichkeit der Stellungnahme zu den Auswirkungen 

der Tierärztegebührenordnung (GOT). Mit zunehmender Besorgnis verfolgen wir die seit No-

vember 2022 verpflichtend anzuwendende Gebührenordnung für Tierärzte (GOT), die zu ex-

tremen Kostensteigerungen und nicht erklärbaren Abrechnungen geführt hat, die im Hin-

blick auf den Tier- und Verbraucherschutz kontraproduktiv sind und die die Wettbewerbs-

fähigkeit von Pferdesport und Pferdezucht in Deutschland ungemein verschlechtern.  

Im Einzelnen geht es um Folgendes: 

1. Eine staatliche Gebührenordnung, die in die Grundrechte der Tierärzte und Tierhalter ein-

greift, muss ausgewogen sein und alle Interessen berücksichtigen. Hierzu ist die Bundesregi-

erung als Verordnungsgeberin aufgrund §12 BTÄO (Bundestierärzteordnung) verpflichtet.

Die Berücksichtigung der Tierhalter erfolgte bei der GOT 2022 nicht, die Gebührenerhöhun-

gen gehen weit über den notwendigen Inflationsausgleich, der mit ca. 20 % berechnet wur-

de, hinaus.

Die Kosten für tierärztliche Behandlungen haben sich teilweise mehr als verdoppelt. Das be-

trifft unter anderem das aus Tierwohlgründen erwünschte Impfen der Pferde, die künstliche

Besamung, die Stute und Fohlen weite Transporte erspart. Der Gebührensatz für die Kastra-

tion eines Hengstes liegt abhängig vom Alter 150 % bzw. 200 % über dem Gebührensatz der

alten GOT. Die Gesamtkosten einer Kastration (abgerechnet zum einfachen Satz) belaufen

sich zurzeit auf etwa 600 €. Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um Shetlandponys, Warm-

blüter oder die vom MLLEV geförderten Schleswiger Kaltblüter, deren Population laut Bun-

desanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) als „Erhaltungspopulation“ auf der „Roten

Liste“ steht und somit stark gefährdet ist, handelt (siehe „Einheimische Nutztierrassen in

Deutschland und Rote Liste gefährdeter Nutztierrassen 2023“).
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Die jährliche staatliche Bezuschussung der Züchter des Schleswiger Kaltbluts mit 200 € ent-

spricht derzeit in etwa den Kosten einer einzigen Impfung (ca. 180 €), die bei Pferden zwei-

mal jährlich erfolgen sollte. 

2. Es wird seitens der Bundestierärztekammer (BTK) argumentiert, dass die Gebühren seit 

1999 nicht angepasst wurden, das gilt jedoch nur für das Verzeichnis der tierärztlichen Leis-

tungen. Die Gebühren wurden 2008 und 2017 um je 12% erhöht, das Wegegeld wurde ange-

passt und 2020 wurde eine Notdienstgebühr von 50 € in Verbindung mit der Verpflichtung 

der Abrechnung zum zwei- bis vierfachen Satzes eingeführt. Weitere Gebührenerhöhungen 

ergaben sich durch die Abrechnung über den Satz hinaus, unabhängig vom einzelnen Be-

handlungsfall, aufgrund fragwürdiger und nicht kontrollierbarer Auslegungen der GOT. Diese 

Praktiken wurden nach der Einführung kostendeckender Gebührensätze mit der GOT 2022 

keinesfalls zurückgenommen, sondern durch den zunehmenden Anteil OP-kostenversicher-

ter Pferde eher noch beflügelt. 

 

3. Die GOT 2022 lässt den Tierärzten und -kliniken einen großen und nur im Rahmen der zi-

vilrechtlichen Gerichtsbarkeit kontrollierbaren Ermessensspielraum, so dass insbesondere 

Klinikaufenthalte häufig pauschal zum zweifachen Satz abgerechnet werden.  

 

4. Pferde sind im Sinne des Tierzuchtrechts und im Hinblick auf die Gebührenordnung der 

Berufsgenossenschaft landwirtschaftliche Nutztiere. Folgt man diesen Definitionen, ist Ziff. 

40 der GOT „Hausbesuchsgebühr, außer bei landwirtschaftlichen Nutztieren“ für Pferde 

grundsätzlich nicht anwendbar.  

Demgegenüber behauptet die BTK in einer Auslegungshilfe zur Hausbesuchsgebühr, die sie 

gemeinsam mit einem Lobbyverband der Tierärzteschaft entwickelt hat, dass der Begriff als 

Synonym der an anderer Stelle benutzten Umschreibung „landwirtschaftlich genutzte Tiere, 

die dem Erwerbseinkommen des Halters dienen“ zu verstehen sei. Diese Auslegung wird 

derzeit flächendeckend von der Tierärzteschaft herangezogen, um bei der Behandlung von 

Pferden, die nicht einem landwirtschaftlichen Betrieb zuzurechnen sind, zusätzlich zum We-

gegeld die Hausbesuchsgebühr in Rechnung zu stellen. Diese darf anders als das Wegegeld 

nicht zwischen mehreren Tierhaltern im gleichen Stall aufgeteilt werden. Dadurch entsteht 

bei Sammelterminen, wie z.B. Impfungen, ein im Verhältnis zum Zeitaufwand völlig unange-

messenes Gebührenvolumen. 

Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass mit der neu eingeführten Hausbesuchsge-

bühr zusätzlich zu den ohnehin stark angehobenen einfachen Gebührensätzen ein zusätzli-

ches Gebührenvolumen von ca. 50 Mio. € für die Pferdefahrpraxis generiert wird, ohne dass 

dem ein zusätzlicher Aufwand gegenübersteht. Dabei wird negiert, dass die Pferdefahrpraxis 

durch häufig fehlende Behandlungsmöglichkeiten in eigener Praxis abweichende Kosten-

strukturen hat. 

 

5. Die unverhältnismäßig stark gestiegenen Behandlungskosten werden zu einer Gefahr für 

das Tierwohl, da viele Tierhalter – das betrifft nicht nur die Pferde, sondern alle Tierarten – 

aus finanziellen Gründen den Tierarzt spät oder gar nicht rufen oder die Tiere in Tierheime 

geben, die wiederum mittlerweile an der Belastungsgrenze arbeiten. Ein Beispiel hierfür ist 

die „Pferdeklappe“ in Norderbrarup, und auch die Tierheime sind überfüllt, weil vermehrt 

Tiere aus Kostengründen abgegeben werden.  

 



6. Aus den stark gestiegenen Behandlungskosten ergeben sich deutlich gestiegene Kosten 

für die Tierversicherungen, die dies wiederum an die Versicherten weitergeben müssen. Bei-

gefügt finden Sie eine aktuelle Veröffentlichung der Uelzener Versicherungen zu diesem The-

ma. 

 

7. Die GOT steht im Widerspruch zur Dienstleistungsrichtlinie der EU. Als Begründung für die 

staatliche Gebührenordnung werden der Schutz der Tierärzte vor ruinösem Wettbewerb, 

der Schutz der Verbraucher vor finanzieller Übervorteilung und der gesundheitliche Verbrau-

cherschutz durch Vermeidung von Zoonosen vorgetragen. Diese Argumente sind keinesfalls 

belastbar. Deutschland ist das einzige EU-Land mit einer derartigen Vorgabe, die dem Wett-

bewerb widerspricht. Innovationen und Wettbewerb werden gebremst. Früher übliche Sam-

meltermine verschiedener Pferdebesitzer zur Kosteneinsparung lohnen sich nur noch für die 

Tierärzte. Selbstverständlich nehmen auch die Tierhalter den Mangel an praktisch tätigen 

Tierärzten wahr. Aber ohne eine Steigerung der Studienplätze und ggfs. einer Änderung der 

Zugangsbedingungen zum Studium wird sich die Zahl der Tierärzte nicht erhöhen. Daran 

kann auch ein verbessertes Einkommen nichts ändern.  

 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

gez. Olaf Röhrden, Vorsitzender des Verbandes der Züchter des Holsteiner Pferdes e.V. 

gez. Dr. Norbert Camp, Vorsitzender des Trakehner Verbandes e.V. 

gez. Raimon Joesten, Vorsitzender des Pferdestammbuchs Schleswig-Holstein/Hamburg e.V. 

gez. Dieter Medow, Vorsitzender des Pferdesportverbandes Schleswig-Holstein e.V. 

 

 

 

 

 

Anlage: Bericht „Auswirkungen der Gebührenordnung für Tierärztinnen und Tierärzte (GOT) 

auf die Versicherungswirtschaft“ von Felix Garlipp, Uelzener Allgemeine Versicherungs-

Gesellschaft a.G., 10. Pferdeworkshop am 19./20. Februar in Bad Bevensen (DGFZ-

Schriftenreihe Heft 83) 
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